
Förderung von Managed-Care-Modellen soll geprüft werden 
Die Landesgesundheitskommission wird den «vielversprechenden Ansatz» zur Senkung der Gesundheitskosten prüfen. 

Der Patient schränkt sich bei 
der Arztwahl ein und profitiert 
im Gegenzug von einer günsti-
geren Krankenkassenprämie. 
Was für viele Versicherte, die 
sich an den hohen Prämien stö-
ren, attraktiv klingen dürfte, ist 
auch ein effizienter Ansatz, die 
Gesundheitskosten zu senken. 
Zu diesem Schluss kommt die 
Stiftung Zukunft.li in ihrer 
neusten Studie zum Gesund-
heitswesen in Liechtenstein, 
wie das «Vaterland» bereits 
 berichtete.  

Die Studienautoren emp-
fehlen, dass auf sogenannte 
Managed-Care-Modelle ge-
setzt werden sollte. Bei diesem 
Modell verpflichtet sich der 
Versicherte, im Krankheitsfall 
immer zuerst eine bestimmte 
Gruppenpraxis oder ein Ärzte-
netz aufzusuchen. Sie fungie-
ren als sogenannte «Gate -
keeper». Die Patienten werden 
entweder direkt behandelt 

oder an geeignete Spezialisten 
überwiesen.  

Die Entschädigung des 
 Ärztenetzes erfolgt durch Pau-
schalen. Durch die pauschale  
Entschädigung aller medizini-
schen Pflichtleistungen ent-
steht für das Ärztenetz der An-
reiz, Effizienz und Qualität in 
den Vordergrund zu stellen – 
ohne mit überflüssiger Medizin 
den Umsatz zu erhöhen. Und 
die Versicherten, die sich auf  
so ein Modell einlassen, profi-
tieren im Gegenzug von attrak-
tiven Prämienrabatten. 

«Ein vielversprechender 
Ansatz» 
«Managed-Care-Modelle, oder 
auch Modelle der integrierten 
Versorgung, sind ein vielver-
sprechender Ansatz zur Ver-
besserung der Behandlungs-
qualität und zur Senkung der 
Gesundheitskosten», heisst es 
auch seitens des Gesundheits-

ministeriums. Gerade im Hin-
blick auf Kosteneinsparungen 
hätten sich Modelle, bei denen 
die Leistungserbringer Budget-
mitverantwortung tragen, als 
besonders lohnend erwiesen. 
Und auch die rechtlichen Vo-
raussetzungen für Managed-
Care-Modelle sind bereits 
 vorhanden. Dennoch bietet 
bislang keine einzige Kranken-
kasse in Liechtenstein ihren 
Versicherten an, ein solches 
Modell zu wählen. «Eine 
Hürde ist sehr wahrscheinlich 
die bestehende Bedarfs -
planung bzw. das Modell der 
erweiterten OKP», heisst es 
seitens des Ministeriums. Ak-
tuell ist es in Liechtenstein 
nämlich so, dass nur jene Leis-
tungserbringer über die obli -
gatorische Krankenpflegever -
sicherung (OKP) abrechnen 
dürfen, welche über einen ent-
sprechenden Vertrag mit der 
Regierung verfügen. Und bei 

der Vergabe dieser Verträge ist 
die Regierung sehr zurückhal-
tend, um kein Überangebot zu 
schaffen. So erhalten nur so 
viele Leistungserbringer eine 
OKP-Zulassung, wie nötig 
sind, um den Bedarf zu decken. 

Um die Bedarfsplanung 
nicht zu unterlaufen, dürften 
sich heute nur Leistungserbrin-
ger zu einem Versorgungsnetz 
zusammenschliessen, die alle-
samt über einen OKP-Vertrag 
verfügen, oder nur solche, die 
allesamt keinen OKP-Vertrag 
innehaben. Und ein Versor-
gungsnetz bestehend aus 
Nicht-OKP-Ärzten könnte folg-
lich auch nicht über die OKP 
abrechnen.   

Neue Versorgungsmodelle 
als zweite Priorität 
«Zudem scheint die Kleinheit 
des liechtensteinischen Mark-
tes ein gewisses Hindernis dar-
zustellen. In der Praxis braucht 

es für solche Modelle ausrei-
chend geeignete Leistungs -
erbringer, die bereit sind, sich 
daran zu beteiligen», so das 
Ministerium. 

Auch in der Studie der Stif-
tung Zukunft.li wird diese Pro-
blematik angesprochen. Die 
Studienautoren schlagen vor, 
die starre Bedarfsplanung zu-
gunsten von Managed-Care-
Modellen aufzuweichen. 

Ob das für die Regierung 
 infrage kommt, ist derzeit  
aber noch unklar. Die Landes -
gesundheitskommission sei 
 damit beauftragt worden,  
verschiedene Ansätze zur Wei-
terentwicklung des Gesund-
heitswesens zu prüfen, und be-
schäftige sich derzeit mit dem 
Thema «Weiterentwicklung 
Berufe». «Neue Versorgungs-
modelle stehen gemäss dem 
Auftrag der Regierung als 
Nächstes auf dem Programm», 
so das Ministerium. Erfahrun-

gen aus der Schweiz attestieren 
Managed-Care-Modelle jeden-
falls grossen Erfolg. Eine grös-
sere Schweizer Krankenkasse 
stellte in einer Analyse eine 
Kostensenkung von circa 30 
Prozent fest. 75 Prozent aller 
Schweizer Versicherten haben 
sich freiwillig bei der Arztwahl 
eingeschränkt, um von tieferen 
Prämien zu profitieren. 
 
David Sele

«Es geht um unsere Existenz» 
Die Leistungskommission stellt den Antrag, medizinische Massagen aus der Obligatorischen Krankenpflege (OKP) zu streichen. 

Gary Kaufmann 
 
Seit 42 Jahren ist Andrea Risch, 
Präsidentin des Verbands diplo-
mierter Masseure des Fürsten-
tums Liechtensteins (VDMFL), 
auf ihrem Beruf tätig. Noch nie 
musste sie so sehr um ihren 
 Lebensunterhalt bangen. Denn 
die Leistungskommission stellt 
für die Sitzung kommende Wo-
che den Antrag, die Leistungen 
der medizinischen Masseure 
aus dem Leistungskatalog der 
Obligatorischen Krankenpflege 
(OKP) zu streichen. Für Leis-
tungserbringer mit bestehen-
den Verträgen soll eine Über-
gangslösung geprüft werden. 

«Dieser Antrag kam für uns 
überraschend, weil wir Ende 
Februar vom Krankenkassen-
verband eine zur Unterschrift 
bereite Anpassung des Vertrags 
vorliegen hatten», so Risch. Die 
Nachricht sorgte unter den 
Masseuren und Masseurinnen 
für grossen Aufruhr, weil ihnen 
drastische Konsequenzen dro-
hen. «Es geht um die Existenz 
unserer Unternehmen, Mitar-
beitenden und Familien. Wer-
den unsere Leistungen aus der 
OKP gestrichen, sind wir ar-
beitslos.» Ein Wegfall des An-
gebots sei auch nicht im Sinne 
der Patienten, weil dadurch die 
Expertise bei den passiven Be-
handlungen verloren geht. Aus-
serdem hätte die OKP-Strei-
chung zur Folge, dass sie medi-
zinische Massagen künftig nur 
noch über Zusatzversicherun-
gen abrechnen könnten. Doch 
diese stehen nicht allen zur Ver-
fügung bzw. werden chronisch 
Kranke und Personen im Pensi-
onsalter von den Krankenkas-
sen abgelehnt. Solche müssten 
die Therapien fortan aus der 
 eigenen Tasche berappen.  

In der Schweiz nicht  
durch OKP gedeckt 
Weshalb der Leistungsauftrag 
auf dem Prüfstand ist? Weil die 

OKP-Kosten steigen – im ver-
gangenen Jahr um 7 Prozent auf 
fast 210 Millionen Franken. Aus 
diesem Grund erteilte das Mi-
nisterium für Gesellschaft und 
Kultur den Auftrag, den Katalog 
auf «bedeutende Unterschiede 
mit der Schweiz hin zu überprü-
fen». Als «wesentlicher Unter-
schied» wurden die medizini-
schen Massagen festgestellt: 
Während diese in Liechtenstein 
auf ärztliche Anordnung über 
die OKP abgerechnet werden 
können, ist dies in der Schweiz 

nicht möglich. Die Leistungs-
kommission schlägt deshalb die 
Streichung aus der OKP vor. 
Dabei weist sie auch auf eine 
Empfehlung der Interessens-
vertretung Physioswiss hin, 
welche passive Behandlungen 
(z. B. Massagen, Ultraschall 
oder Infrarot-Wärme) in einer 
Top-5-Liste für «unnötige Leis-
tungen» aufführt. Diese wür-
den «für sich allein eingesetzt 
als nicht wirksam gelten», 
schreibt die Leistungskommis-
sion in der Einladung. 

Eine Aussage, welcher die erste 
diplomierte Masseurin des 
 Landes vehement widerspricht. 
«Unsere Arbeit erzielt gute Er-
folge. Sonst würden die Ärzte 
nicht Patienten zu uns schi-
cken», betont Risch. «Viele 
kommen anschliessend auch 
als Selbstzahler regelmässig in 
die Therapie, weil sie merken, 
dass es ihre Lebensqualität 
 steigert.» Weiter weist die 
VDMFL-Präsidentin darauf 
hin, dass Physiotherapie und 
die medizinische Massage nicht 

miteinander verglichen werden 
können. Zu Letzterer kommen 
oft Patienten mit akuten 
Schmerzen, die allenfalls Be-
wegungseinschränkungen ha-
ben. «Da ist eine passive Be-
handlung eher angebracht und 
soll dazu führen, dass die Pa-
tienten danach eine aktive 
 Therapie, Fitness oder andere 
Übungen machen können», 
meint Risch. 

Gemäss Amt für Gesund -
heit haben vergangenes Jahr 
zehn Leistungserbringer insge-

samt 835 921 Franken über die 
OKP umgerechnet für medizi-
nische Massagen. Ein über-
schaubarer Betrag zu den ge-
samten Kosten, doch das Minis-
terium möchte durch mehrere 
Massnahmen die Gesundheits-
kosten eindämmen. Neben der 
Anpassung des Leistungskata-
logs sind auch eine Prüfung der 
Margen, alternative Vergü-
tungsmodelle für Medikamente 
sowie die Überarbeitung der 
Bedarfsplanung vorgesehen.  

Verband der Masseure 
möchte sich wehren 
Die Leistungskommission wird 
nächste Woche über die Strei-
chung der medizinischen Mas-
sage aus dem OKP-Leistungs-
katalog beraten. Andrea Risch 
wird als Vertreterin der Leis-
tungserbringer ebenfalls ein 
Stimmrecht haben. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass 
der Antrag wie vorgesehen an 
die Regierung weitergereicht 
wird. Diese kann der Empfeh-
lung entweder folgen oder 
nicht. Laut der VDMFL-Präsi-
dentin gäbe es alle Jahre wieder 
einen Vorstoss, die medizini-
schen Massagen aus der OKP 
zu streichen. «Doch so konkret 
wie jetzt ist es bisher noch nie 
gewesen», sagt Risch. 

Fest steht, dass die Masseu-
rin sich mit aller Kraft gegen das 
aktuelle Vorhaben wehren 
möchte. Sollte die Regierung 
dem Antrag folgen, werde sie 
Unterschriften sammeln. Nicht 
zum ersten Mal: Laut eigenen 
Aussagen hatte sie schon ein-
mal innerhalb von fünf Tagen 
rund 1200 Unterschriften für 
einen Verbleib in der OKP zu-
sammengebracht. Ausserdem 
hat Risch einen Anwalt beige -
zogen, um sich bezüglich recht-
licher Optionen beraten zu las-
sen, und strebt einen Termin 
mit Gesundheitsminister Ma-
nuel Frick an, um die Anliegen 
des Verbands vorzubringen. 

Die Leistungskommission vertritt die Ansicht, dass medizinische Massagen «für sich allein» nicht wirksam sind. Symbolbild: iStock
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